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Vorwort 

Die Gesetzgebung ist eine der wichtigsten Aufgaben des Parlaments. Die einschlägigen 
Regelungen dazu finden sich im Dritten Teil der Landesverfassung sowie in der 
Geschäftsordnung des Landtags NRW.  
Aus diesem Grunde stellt der Landtag Nordrhein-Westfalen seit Anbeginn seiner Arbeit 
1946 zu allen vom Landtag verabschiedeten Landesgesetzen sogenannte 
Gesetzesdokumentationen in Buchform bereit. 

Eine Gesetzesdokumentation enthält in chronologischer Folge die Beratungsunterlagen, 
Protokolle, Beratungsergebnisse und die weiteren Materialien zum jeweiligen 
Landesgesetz.  
Enthalten sind z.B. der Gesetzentwurf mit der Gesetzesbegründung, die Plenar- und 
Ausschussdebatten, die Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, etwaige Änderungs-
anträge, Stellungnahmen von Sachverständigen, Vorlagen von Ministerien und die gültigen 
Gesetzesfassungen. 

Die Materialien einer Gesetzesdokumentation sind neben allen anderen Parlamentspapie-
ren des Landtags NRW über die Datenbank der Landtagsdokumentation erschlossen und 
wieder auffindbar.  

Ein Großteil der in der Gesetzesdokumentation kompilierten Dokumente ist auch über das 
im Internet angebotene Dokumentenarchiv zugänglich. 

Die Datenbank und das Dokumentenarchiv sind recherchierbar unter: 

http://www.landtag.nrw.de

Landtag Nordrhein-Westfalen 

Postfach 10 11 43 

40002 Düsseldorf 

http://www.landtag.nrw.de/
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Gesetzentwurf 

 
der Landesregierung 
 
 
 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Bereinigung des als Landesrecht fortgeltenden 
ehemaligen Reichsrechts 
 
 
 
A Problem 
 
Das Gesetz zur Bereinigung des als Landesrecht fortgeltenden ehemaligen Reichsrechts 
von 1970 hat grundsätzlich alle reichsrechtlichen Vorschriften außer Kraft gesetzt, wenn sie 
nicht in die Anlage I zu diesem Bereinigungsgesetz aufgenommen wurden. Mit dem Zweiten 
Gesetz zur Befristung des Landesrechts Nordrhein-Westfalen (Zweites Befristungsgesetz - 
Zeitraum 1967 bis Ende 1986) vom 5. April 2005 wurde das Bereinigungsgesetz bis zum 
31.12.2009 befristet. Im Rahmen der ersten Evaluierung wurde nur noch ein partieller Fort-
bestand geltend gemacht. Dementsprechend konnte der weitaus überwiegende Teil der in 
der Anlage I genannten Vorschriften aufgehoben werden. Eine Ausnahme bildeten nur die 
Gesetze und Verordnungen, die im Änderungsgesetz ausdrücklich aufgeführt waren. Des 
Weiteren wurde das Befristungsdatum auf den 31.12.2014 festgelegt. Mit der nunmehr er-
folgten Evaluierung soll die endgültige Bereinigung erfolgen.  
 
 
B Lösung 
 
Nach der aktuell durchgeführten fachlichen Überprüfung verbleiben von den im Änderungs-
gesetz aufgeführten vierzehn Gesetzen und Verordnungen lediglich drei Gesetze, deren 
Fortgelten als weiterhin notwendig erachtet wird.  
 
 
C Alternativen 
 
Keine 
 
 
D Kosten 
 
Keine 
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E Zuständigkeit 
Zuständig ist das Ministerium für Inneres und Kommunales. Beteiligt sind alle Ressorts.  
 
 
F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und 

Gemeindeverbände 
 
Keine 
 
 
G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte 
 
Keine 
 
 
H Befristung 
 
Da die Gesetze nach fachlicher Bewertung noch auf unabsehbare Zeit fortgelten müssen, 
wird die Befristung aufgehoben.  
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung 
 

 Auszug aus den geltenden Gesetzes-
bestimmungen 
 

   
Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur 
Bereinigung des als Landesrecht fortgel-
tenden ehemaligen Reichsrechts 

  

   
Artikel 1 
 
Änderung des Gesetzes zur Bereinigung 
des als Landesrecht fortgeltenden ehe-
maligen Reichsrechts 
 
Das Gesetz zur Bereinigung des als Lan-
desrecht fortgeltenden ehemaligen Reichs-
rechts vom 13. Januar 1970 (GV. NRW. 
S. 18), das zuletzt durch Artikel 4 des Ge-
setzes vom 8. Dezember 2009 (GV. NRW. 
S. 765) geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 
 
1. § 6 wird zu § 5 und wie folgt gefasst:  
 
 Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1970 

in Kraft. 

  
 
Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur 
Bereinigung des als Landesrecht fortgel-
tenden ehemaligen Reichsrechts 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 6 
 
Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1970 in 
Kraft. Es tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
2014 außer Kraft  
 

2. Alle Gesetze und Verordnungen, die 
in der Anlage I zu § 1 (Sammlung des 
als Landesrecht fortgeltenden ehema-
ligen Reichsrechts - RGS. NRW.-, 
Sonderband des GV. NRW.), die 
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 8. 
Dezember 2009 (GV. NRW. S. 765) 
geändert worden ist, genannt werden, 
werden mit folgenden Ausnahmen 
aufgehoben: 
 
a) Gliederungsnummer 237 

Reichssiedlungsgesetz vom 11. 
August 1919 (RGS. NRW. S. 
94) 
Gesetz zur Ergänzung des 
Reichssiedlungsgesetzes vom 
4. Januar 1935 (RGS. NRW. 
S. 96) 
 

 und  
 

 [Das Inhaltsverzeichnis „B. Übersicht nach 
Sachgebieten“ der Anlage I zu § 1 wird als 
Anlage beigefügt.] 
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b) Gliederungsnummer 7814 
 Gesetz zur Förderung der land-

wirtschaftlichen Siedlung vom 
31. März 1931 (RGS. NRW. 
S. 149). 

   
   
Artikel 2   
Inkrafttreten   
   
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft. 
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Begründung: 
 
Durch dieses Gesetz werden bestimmte reichsrechtliche Regelungen als Landesrecht fortge-
führt. Fortgeführt werden aber nur die Vorschriften der Anlage I zum Gesetz, soweit sie dort 
ausdrücklich aufgeführt sind und nicht durch Artikel 4 des Zweiten Gesetzes zur Änderung 
der gesetzlichen Befristungen im Zuständigkeitsbereich des Innenministeriums aufgehoben 
wurden.  

 

Die Anlage I ist als Sonderband des Gesetz- und Verordnungsblattes des Landes Nordrhein-
Westfalen herausgegeben.  

 

Zu Nummer 1 

 

Die bisherige Befristungsregelung wird aufgehoben, da die verbliebenen Gesetze nach fach-
rechtlicher Prüfung noch auf unbestimmte Zeit fortgelten müssen.  

 

Zu Nummer 2 

 

Die Beteiligung der obersten Landesbehörden hat ergeben, dass von den nach der letzten 
Evaluation noch fortgeltenden vierzehn Gesetzen und Verordnungen drei Gesetze weiter 
fortbestehen müssen.  

 

Dazu im Einzelnen: 

 

Zu a. 

 

Reichssiedlungsgesetz vom 11.8.1919 

Gesetz zur Ergänzung des Reichssiedlungsgesetzes vom 4.1.1935 

 

Zum einen gehen sowohl die Gründung als auch das Bestehen von gemeinnützigen Sied-
lungsunternehmen auf diese Normen zurück; ebenso die Gewährung eines Vorkaufsrechts 
des Siedlungsunternehmens für in deren Bezirken liegende landwirtschaftliche Grundstücke 
(dies bedurfte keiner Eintragung ins Grundbuch). 

Zum anderen valutieren auch heute noch eine Vielzahl der damals gewährten Siedlungsdar-
lehen, zu denen noch aktuell grundbuchrechtliche Verfügungen existieren, sowohl in Abt. III 
als Hypotheken und Darlehen, als auch in Abt. II beispielsweise in Gestalt von Eintragung als 
Rentengut, Sicherungsbestimmungen. 

Ferner besteht auch heute noch nach § 29 des Reichssiedlungsgesetzes beziehungsweise § 
64 des Bundesvertriebenengesetzes in Verbindung mit § 2 des Gesetzes über Kosten- und 
Abgabenfreiheit in Flurbereinigungs- und Siedlungsverfahren sowie im Kleingartenwesen 
Gebühren-, Steuer-, Abgaben- und Kostenfreiheit für sämtliche Maßnahmen, bei denen es 
sich um ein Siedlungsverfahren im Sinne des Reichssiedlungsgesetzes vom 11.8.1919 
(RGBl. I S. 1429/ BGBl. III 2331-1) beziehungsweise des Bundesvertriebenengesetzes vom 
19.5.1953 in der Neufassung vom 03.9.1971 (BGBl. I. S.1565 ff) handelt, soweit sie der 
Durchführung eines solchen Verfahrens dient. 
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Zu b. 

Gesetz zur Förderung der landwirtschaftlichen Siedlung vom 31. März 1931 
 

In diesem Gesetz wurden abweichend von den vertraglichen Vereinbarungen mit den Darle-
hensnehmern die derzeit noch aktuellen Zins- und Tilgungssätze für die bei der Deutschen 
Siedlungs- und Landesrentenbank – heutige Postbank – verwalteten Darlehen erhöht, für die 
der Bund Mittel für Maßnahmen des § 38 Satz 2 Bundesvertriebenengesetzes zur Förderung 
einheimischer Siedlungsbewerber auf landwirtschaftlichen Nebenerwerbsstellen bereitge-
stellt 

hat. 

Bei Verfall der oben genannten Normen entstünde demnach eine Regelungslücke. Die Til-
gung der Darlehen wird noch mehrere Jahre, eher Jahrzehnte, in Anspruch nehmen, so dass 
dieses Gesetz weiter fortgelten muss.  
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Auszug aus: Anlage I zu § 1 (Sammlung des als landesrecht fort
geltenden ehemaligen Reicharechts - RGS.NW. -, Sonder1:>and des 
GV_NRW.1970) 

B. tlhersicht nach Sachgebieten 

Gliederungs- Datum 
Dummer 

hlhalt 

I 

2 

203\ 

2031 

2\1 

211 

2\20 

2120 

2120 

2120 

2120 

2\2\ 

2121 

2\22 

2122 

2124 

2124 

2124 

2124 

2124 

2124 

2124 

2126 

2126 

2126 

2126 

2126 

2126 

2126 

2\27 

2127 

2127 

VIII 

L Staats- und Veriassungsredlt 

U_ Verwaltung 

Recht der Allge,stellteD DDd Arbeiter 

3. _5.1917 Verordnung gegen Bestedlung und Geheimnisvenat nirnt
beamteter Personen . . . . . . . . . . . . . . . . . _. 

Personenstandswesen, Standesamtswesen 

3. 11. 1937 Personenstandsgesetz . : . . . . . . . 

OrganIsatIoD DDd AUfbau des GesandheltsweseDS 

3. 7.1934 Gesetz über die Vereinheitlichung des Gesundheits-
wesens .................. . 

6. 2. 1935 Erste Durmführungsverordnung zum. Gesetz über die 
Vereinheitlichung des Gesundheitswesens ", 

22. 2.1935 Zweite" DurchführungsverordnWl9 zum Gesetz über die 
Vereinheitlidmng des Gesundheitswesens 

30. 3. 1935 Dritte Durmführunqsverordnuoq zum Gesetz über die 
Vereinhei tlidlUnq des Gesundheitswesens 

Apotbeken-, ArzDeimlttelweseD, GUle 

18. 4. 1931 Reichsapothekerordnung . . . .. ' .' .... " . 

Arzte uDd sODstige Heßberufe 

13.12. 1935 Reichsärzteordnung .. 

Hellberufe, Hebammen 

21. 12. 1938 Hebammengesetz . . . 

3. 3. 1939 Erste Verordnung zur Durdlführunq des Hebammenge-
setzes '" . . . . ................ . 

13.9.1939 Zweite Verordnung zur Durchführung des Hebammen-
gesetzes .. . . . . . ............... . 

16. 9.1941 Sechste Verordnung zur Durchführung des Hebammen
gesetzes (Aus- und Fortbildung der Hebammen). . . . . 

20, 8. 1942 Siebente Verordnung zur Durdlführung des Hebammen-
gesetzes . . . . . . ... ._ . . . . . . . . 

7. 2.1943 Verordnung über Wodlenpflegerinnen (WochPflVO.) .. 

22. B. 1927 

25. 3. 1931 

17. 7.1934 

6. 4. 1936 

25. B. 193B 

2. 2. 1941 

15. 5. 1934 

10. B. 193B 

Krankheitsbekämpfung. Impfwesen 

Verordnung zur Ausführung der Verordnung über die 
Schädlingsbekämpfung mit hodtgiftigen Stoffen. . . 

Verordnung zur ·Ausführung der Verordnung über die 
Schädlingsbekämpfung mit hochgiftigen Stoffen. . . 

Verordnung zur Ausführung der Verordnung über die 
Schädlingsbekämpfung mit hochgiftigen Stoffen ... 

Verordnung über die Verwendung von Phosphorwasser-, 
stoff zur Schädlingsbekämpfung . . . . . . . . . . 

Verordnung über den Gebrauch von Äthylenoxyd zur 
Schädlingsbekämpfung ................ . 

Verordnung über den Gebraum von Tritox (Trichlorace~ 
tonitril) zur Sdlädlingsbekämpfung. . . . . . . . . . . 

Leichenwesen 

Gesetz über die Feuerbestattung . 

Verordnung zur Durdlführung des 
gesetzes . . . . . . . . . . . . 

Feuerbestattungs.: 

Anlage 

Alte PUDdstelJe Seite RGS. NW 
(RGBI .• soweit aJdlb Sel'te 
andere. vermerkt) 

I 

I 

I 

I 

I 

I 

I 

393 

1146 

531 

177 

215 

RMBl. 
327 

457. 

1433 

1B93 

417 

1764 

561 

531 

B7 

297 

B3 

712 

360 

105B 

72 

3BO 

1000 

2 

3 

3 

5 

7 

66 

67 

68 

69 

69 

69 

71 
71 

73 

73 

7S 

76 

77 

7B 

BO 

81 
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Gliederungs- Datum 
nummer Inhalt 

213 

213 

213 

221 

221 

221 

237 

237 

237 

237 

237 

237 

237 

237 

3 

301 

301 

311 

311 

321 

321 

321 

321 

34 

34 

fi 

611 

611 

611 

611 

611 

Feuersdlutzwesen (einsmi. Feuersdlutzsteuer) 

1. 2 . .1939 Feuersch.utzsteuergesetz (FeuerschStG) 

1. 2. 1939 Durchführungsbestimmungen zum Feuerschutzsleuerge-
setz (FeuerschStDB) . 

Wissensd:J.aft und Forsmung, Ardtivwesen 

7. 6. 1939 Gesetz über die Führung akademischer Grade. 

21. 7.1939 Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über die 
Führung akademischer Grade 

11. 8. 1919 

10. 5.1920 

6. 10. 1931 

23. 12. 1931 

4. 1. 1935 

29. 2. 1940 

Förderung des Wohnungsbaues. des Baues von Gemein
smaftseinri<htungen (einsd:J.l. Bergarbeiterwohnungsbau, 
Landesbedtenstetenwobnungsbau, Heimstättenweseo, ge
meinnütziges Wobnungswesen. ,EigenheIme und Klein
siedlungen) _und Maßnahmen zur Erbaltung des Woh
nungsbestandes 

Reichssiedlungsgesetz 

Reichsheimstättengesetz 

Dritte Verordnung des Reichspräsidenten zur Sicherung 
von Wirtschaft und Finanzen und zu,r Bekämpfung politi-
scher Ausschreitungen, Vierter Teil, Wohnungs- und 
Siedlungswesen 

Verordnung zur Kleinsiedlung und Bereitstellung von 
Kleingärten . 

Gesetz zur Ergänzung .des Reidlssiedlungsgesetzes . 

Gesetz über die Gemeinnützigkeit im Wohnungswesen 
- Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz - (WGG) 

19. 7.1940 Verordnung zu"r Ausführung des Reimsheimstätten
gesetzes 

ID. RedJ\spßege 

Ordentlicbe Gerlcbte 

30. L -1938 Zweite Verordnung über die Zustäridigkeit in Justizver
waItungssachen 

Gericbtsverfassung 

20. 3. 1935 Verordnung zur einheitlichen' Regelung der Gerichtsver
fassung 

Verfahren vor. den ordentlid:J.en Gerimten 

10. 3.1937 Hinterlegungsordnung , 

12. 3.1937 Verordnung 'zur Durdlführung der Hinterlegungsordnung 

24. 11. 1939 Zweite Verordnung zur Durchführung der Hinterlegungs-
ordnung 

Gebübren und Kosten 

31. 1. 1936 Verordnung über die Gebühren für die Erlaubnis zur 
Besorgung fremder Redltsangelegenheiten und für die 
Zulassung als Prozeßagent . 

VI. Finanzen 

Besltz- und Verkebrsteuem. Vermögensabgaben 

22. 8. 1922 Verordnung über Erlaß vo'n Grunderwe:r:bsteuer auf dem 
Gebiete der Wasserwirtsmaft ~ . 

29. 3. 1940 Grunderwerbsteuergesetz (GrEStG) . . . . . . . 

30. 3. 1940 Durchführungsverordnung zum Grunderwerbsteuergesetz 
(GrEStDV) ..................... . 

4. 4.1943 Verordnung zur EinheitsbewertWlg, zur Vermögensbe
steuerung, zur Erbsdlaftsteuer und zur Grunderwerb-
steuer . . . . . . . _ . . . . . . .. . .... 

Alte FundsteUe Seile 
IRGBl.. soweit nichtS 
anderes vermerkt} 

I 

I 

113 

116 

985 

1326 

1429 

962 

537/562 

790 

1 

437 

1027 

108 

403 

285 

296 

2300 

57 

Zentralbl. 
475 

585 

595 

177 

RGS.NW. 
Seite 

85 

65 

93 

93 

94 

94 

95 

96 

96 

96 

97 

98 

99 

101 

lOS 

lOS 

106 

107 

108 

112 

115 

IX 
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Gliederungs- Datum 
nummer Inhalt 

630 

630 

630 

632 

632 

633 

633 

641 

641 

641 

641 

Haushaltsordnnng. AufsteUung des Haushalts. Rech
DUDgSprillDDg 

24. 3. 1934 Gesetz zur Erhaltung und Hebung der Kaufkraft • . . . 

17. 6. 1936 Gesetz über die Haushaltsführung, Rechnungslegung und 
Rechnungsprüfung der Länder und über die vierte Ände
rung der Reichshaushaltsordl)ung. . . . . . . . . . . . 

Kassenwesen 

21. 12. 1938 Gesetz über Zahlungen aus öffentlimen Kassen. 

Gemeindeprüfungswesen 

6.10.1931 Dritte Verordnung des Reidlspräsidenten zur Sicherung 
von Wirtschaft und Finanzen und zur Bekämpfung politi
smer Ausschreitungen, Fünfter Teil, Handels~ und Wirt
smaftspolitik . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .' • 

Bewfrtsdlaftung des Vermögens 

30. 3. 1933 Verordnung zur Durchführung der Vorsdlriften über die 
Prufungspflidlt der Wirtsmaftsbetriebe der öffentlidlen 
Hand ....................... . 

21. 9. 1933 Gesetz über die Umwandlung kurzfristiger Inlandsschul
den der Gemeinden (Gemeindeumschuldungsgeset.z) . 

5. 5. 1936 Rücklagenverordnung . ; . . _ . . . . .' . . . . . . . 

7 VB. WIrtsdlaJlsredlt 

7111 . Verkehr mit Sdlu8waffen und Munition. Sprengstoffe 

7111 9. 6.1884 Gesetz gegen den verbrecherischen und gemeingefähr-
lichen Gebrauch von Sprengstoffen . . . . . . . . . . . 

7126 Lotterie, Wetten, Spielbanken. SpleIgeräte 

7126 1. 7.1868 Gesetz betreffend die Sdlließung und Bescbränkung der 
öffentlicben Spielbanken. . . . ......... . 

7126 8. 4. 1922 Rennwett- und Lotteriegesetz 

7126 16. 6.1922 Ausführungsbestimmungen zum Rennwett- und Lotterie-
gesetz . .. .......... . .. '. . . . 
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Hans-Peter Müller (SPD) 
Michael Scheffler (SPD) 
Eva Steininger-Bludau (SPD) 

Klaus Kaiser (CDU) 

Horst Becker (GRÜNE)  
(bis 12 Uhr) 
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(Beifall von den GRÜNEN) 

Es ist mir ganz wichtig, das im Parlament auch zu 
sagen, damit nicht dieser Zungenschlag, die päda-
gogische Arbeit sei per se eine Last und nicht auch 
eine Freude und eine große Verantwortung und mit 
viel Zufriedenheit verbunden, herauskommt. Diese 
Einschätzung haben wir nicht nur bei besonders 
ausgezeichneten Schulen, sondern die erlebe ich 
zumindest auch bei ganz vielen Begegnungen in 
Schulen, mit Schulleitungen, mit Kolleginnen und 
Kollegen, mit Lehrerinnen und Lehrern, mit den El-
tern und den Schülerinnen und Schülern. 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich möchte an dieser Stelle allen für diese Arbeit 
danken. Wir müssen nämlich die Begründungsfak-
toren ausdrücklich mit in den Blick nehmen.  

Zum Thema „Lehrerarbeitszeit“ ist vieles gesagt. 
Das brauche ich nicht zu wiederholen. Eine Neuge-
staltung der Lehrerarbeitszeit muss wohldurchdacht 
und überlegt sein. Mit einem überhasteten Vorge-
hen würde das Land seiner Verantwortung gegen-
über den Kolleginnen und Kollegen nicht gerecht. 

Die Erprobung von Lehrerarbeitszeitmodellen seit 
dem Jahre 2006 hat positive Erkenntnisse gebracht, 
aber es sind auch – das will ich hier ausdrücklich 
hinzufügen – zum Teil gravierende Probleme sys-
temimmanenter, anwendungspraktischer und recht-
licher Art vorgebracht worden. Folgende Punkte 
möchte ich nennen:  

An fast allen Erprobungsschulen sind erhebliche 
Überschreitungen des Gesamtjahresarbeitszeit-
Solls zu beobachten, die die gesetzlich geforderte 
Stellenneutralität der Lehrerarbeitsmodelle infrage 
stellen.  

Die erprobten Modelle sind mit einem hohen büro-
kratischen Aufwand für Stundenvertretungsplaner 
und Schulleitungen verbunden, der immer wieder 
beklagt wird. Eine optionale Einführung eines Leh-
rerarbeitszeitmodells wäre mit einem nicht unerheb-
lichen Prozessrisiko verbunden. Eine flächende-
ckende verbindliche Einführung ist auf der Grundla-
ge der derzeitigen Rechtslage jedoch nicht möglich.  

Hinzu kommt, dass die bisherigen Erfahrungen äu-
ßerst begrenzt sind. Die geringe Zahl der Schulen 
ist schon genannt worden: sechs Berufskollegs, ei-
ne Gesamtschule, drei Gymnasien und eine Real-
schule. Diese geringe Zahl resultiert nicht daraus, 
dass nicht mehr möglich gewesen wäre, sondern 
offenbar ist es nicht als „Renner“ und als Option 
wahrgenommen worden, die man gerne will, son-
dern alle Beteiligten gehen da vorsichtig heran. Frau 
Birkhahn hat das schon erwähnt.  

Insofern finde ich es richtig, dass wir uns der Frage 
erneut stellen. Es ist eine Überweisung in den Aus-
schuss beantragt, um dort vielleicht auch in der Stu-
fe I schon mit wichtigen Akteuren sprechen zu kön-
nen, um deren Bereitschaft, sich auf ein neues Mo-

dell einzulassen, abzuklären, ehe man Kommissio-
nen ins Leben ruft, bei denen man nicht sicher ist, 
ob hinterher überhaupt eine Bereitschaft besteht, 
ein Ergebnis auch umzusetzen.  

Die Landesregierung würde befürworten, diesen 
Prozess vorzuschalten, um Klärung herbeizuzfüh-
ren, insbesondere mit den Vertreterinnen und Ver-
tretern der Lehrerverbände, weil wir nicht unnötig 
etwas anstoßen sollten, wenn die Bereitschaft – das 
wurde in der letzten Anhörung gesagt – nicht aus-
geprägt ist, wirklich einen vermeintlich großen Wurf 
zu wagen. Ich rate, sehr sachorientiert und vernünf-
tig an das Projekt heranzugehen, damit wir eine 
große Einigkeit und einen großen Konsens mit allen 
wichtigen beteiligten Akteuren erzielen können. – 
Herzlichen Dank. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN) 

Präsidentin Carina Gödecke: Vielen Dank, Frau 
Ministerin Löhrmann. – Weitere Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. Damit schließe ich die Aussprache zu 
Tagesordnungspunkt 16.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ältestenrat emp-
fiehlt die Überweisung des Antrags Drucksache 
16/4585 an den Ausschuss für Schule und Wei-
terbildung. Die abschließende Abstimmung soll 
dort in öffentlicher Sitzung erfolgen. Ist jemand da-
gegen? – Nein. Gibt es Stimmenthaltungen? – Auch 
nicht. Keine Gegenstimmen, keine Enthaltungen. 
Dann haben wir so überwiesen. 

Ich rufe auf: 

17 Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Berei-
nigung des als Landesrecht fortgeltenden 
ehemaligen Reichsrechts 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/4661 

erste Lesung 

In Stellvertretung für Herrn Minister Jäger gibt Frau 
Ministerin Schulze die Rede zu Protokoll. (Siehe 
Anlage 1) 

Da eine weitere Aussprache heute nicht vorgese-
hen ist, kommen wir sofort zur Abstimmung. Der Äl-
testenrat empfiehlt die Überweisung des Gesetz-
entwurfes Drucksache 16/4661 an den Innenaus-
schuss. Ist jemand dagegen? – Nein. Gibt es Ent-
haltungen? – Nein, ebenfalls nicht. Damit haben wir 
so überwiesen. 

Ich rufe auf: 

18 Gesetz über die LBS Westdeutsche Landes-
bausparkasse (LBSG) 
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Anlage 1 

Zu TOP 17 – „Gesetz zur Änderung des Ge-
setzes zur Bereinigung des als Landesrecht 
fortgeltenden ehemaligen Reichsrechts“ – zu 
Protokoll gegebene Rede 

Ralf Jäger, Minister für Inneres und Kommunales:  

Das Bereinigungsgesetz von 1970 hat grundsätz-
lich alle reichsrechtlichen Vorschriften außer Kraft 
gesetzt, mit Ausnahme derer, die in Anlage I auf-
genommen wurden. 

Das waren nach der 2009 durchgeführten Evalu-
ierung noch 14. 

Nach einer aktuellen Überprüfung bleiben davon 
noch drei übrig. 

Diese drei Gesetze sind und bleiben fachlich 
notwendig, sodass eine weitere Befristungsrege-
lung nicht mehr notwendig ist. 
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32. Sitzung (öffentlich) 

6. Februar 2014 

Düsseldorf – Haus des Landtags 

11:30 Uhr bis 14:25 Uhr 

 

Vorsitz:  Daniel Sieveke (CDU) 

Protokoll: Marion Schmieder 

 

 

Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

Vor Eintritt in die Tagesordnung 5 

a) Verschiebung von TOP 1 

Der Ausschuss beschließt einvernehmlich, den bisherigen 
TOP 1 „Zweites Gesetz zur Modernisierung des 
Vermessungs- und Katasterwesens (Zweites Kataster-
modernisierungsgesetz)“, Drucksache 16/4380, auf die 
nächste Sitzung am 13. März 2014 zu verschieben. Die 
Tagesordnung wird entsprechend angepasst. 

b) Verlegung des Sachverständigengesprächs zum Thema „Zentrale  
   Informationsstelle Sporteinsätze (ZIS)“ in den Plenarsaal 

Der Ausschuss beschließt mehrheitlich gegen die Stimmen 
der Piratenfraktion, das Sachverständigengespräch nicht im 
Plenarsaal abzuhalten. 

c) Änderungsantrag der Piratenfraktion 
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1 Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Bereinigung des als 

Landesrecht fortgeltenden Reichsrechts 7 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 16/4661 

2 Prügeleien statt Fußball, fast ein Toter – wann greift der 
Innenminister endlich ein? (TOP beantragt von der FDP-Fraktion; siehe 
Anlage) 11 

Vorlage 16/1611 

Bericht  
der Landesregierung 

3 „Narrenfreiheit“ für Münsteraner Polizeipräsidenten? (TOP beantragt 
von der CDU-Fraktion; siehe Anlage) 31 

Vorlage 16/1609 

Bericht  
der Landesregierung 

– ohne Diskussion – 

4 Arbeitete der Hauptbelastungszeuge im Duisburger Satudarah-
Prozess für die Polizei? 32 

Vorlage 16/1608 

Bericht  
der Landesregierung 

5 Bürger greifen zur Selbsthilfe: Bürgerwehren zum Schutz vor 
Einbrecherbanden aufgestellt 43 

Vorlage 16/1603 

Bericht  
der Landesregierung 

6 Hochschulstandort Unna wegen Flüchtlingslager gefährdet? 50 

Vorlage 16/1610 

Bericht  
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1 Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Bereinigung des als Landesrecht 
fortgeltenden Reichsrechts 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/4661 

Vorsitzender Daniel Sieveke informiert, dass der Gesetzentwurf der Landesregie-
rung am 29. Januar 2014 an den Innenausschuss zur Beratung überwiesen worden 
sei. 

Bevor der Landesregierung Gelegenheit zu einer eventuell gewünschten mündlichen 
Ergänzung gegeben werde, wolle er darauf hinweisen, dass heute – sofern sich kein 
weiterer Beratungsbedarf ergeben sollte – auch abgeschlossen und abgestimmt 
werden könne. Dies entspräche auch dem Verfahren, das der Ausschuss beim Ge-
setz zur Bereinigung des Preußischen Rechts (Drucksache 16/4333) in der Sitzung 
am 5. Dezember 2013 praktiziert habe. 

Frank Herrmann (PIRATEN) führt aus, ihm sei bei Durchsicht des Gesetzentwurfs 
unter Punkt A – der Problembeschreibung – der letzte Satz aufgefallen; da heiße es: 
„Mit der nunmehr erfolgten Evaluierung soll die endgültige Bereinigung erfolgen.“ Ihn 
interessiere, ob diese Evaluierung irgendwo schriftlich niedergelegt worden sei, so-
dass man Einblick nehmen und die Gründe nachvollziehen könne. 

Vorsitzender Daniel Sieveke fragt bei der Landesregierung nach, ob auf diese Fra-
ge eine Antwort gegeben werden könne. – Dies sei derzeit nicht der Fall; diese Ant-
wort müsse nachgereicht werden. 

Dirk Schatz (PIRATEN) hakt nach, ob es richtig sei, dass dieses Gesetz auf einer 
Evaluierung beruhe, obwohl gar nicht bekannt sei, ob diese vorliege. 

StS Bernhard Nebe (MIK) erwidert, man habe nicht damit gerechnet, dass heute 
nach den Details zur Evaluierung des Gesetzes gefragt werde. Daher könne die Fra-
ge aktuell nicht beantwortet werden. Man sei davon ausgegangen, dass die Abstim-
mung eher ein formaler Akt sein werde. Das Auskunftsinteresse sei schlicht unter-
schätzt worden. Daher bitte er um Nachsicht; die gewünschten Informationen würden 
nachgeliefert. 

Dr. Robert Orth (FDP) findet es nach Lektüre der Drucksache zum Gesetzentwurf 
erstaunlich, dass wiederum eine Entfristung vorgenommen werden solle. Eigentlich 
sei vor einigen Jahren intendiert gewesen, Gesetze alle paar Jahre auf Wiedervorla-
ge zu bringen, damit sie eben nicht Staub ansetzten, sondern vom jeweils amtieren-
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den Landtag erneut entschieden werden müssten. Die Legislaturperioden seien end-
lich; es gelte regelmäßig neu zu prüfen, ob die Gesetze noch nötig seien. 

Durch die erneute Herausnahme der Befristung könne es sich vorliegend um eines 
jener Gesetze handeln, die eigentlich nur übergangsweise in Kraft sein sollten, die 
dann aber im Keller des Innenministeriums in Vergessenheit gerieten und schließlich 
für ewig gelten würden. Daher werde seine Fraktion diesem Gesetzentwurf nicht zu-
stimmen. 

Vorsitzender Daniel Sieveke weist darauf hin, dass heute nicht über den Gesetz-
entwurf abgestimmt werden könne, da die Informationen zur Evaluierung noch nach-
gereicht würden. Dieser Tagesordnungspunkt werde dann bei der nächsten Sitzung 
wieder aufgerufen. 

Matthi Bolte (GRÜNE) kommt noch einmal auf die Ausführungen von Herrn Dr. Orth 
zu sprechen. Dieser kritisiere ständig, dass Befristungen aufgehoben würden. Diese 
Debatte werde immer wieder geführt. Herrn Dr. Orth stehe es frei, die Aufhebung ei-
nes Gesetzes zu beantragen, wenn er dessen Sinn nicht mehr sehe. Diese Möglich-
keit stünde ihm als frei gewähltem Abgeordneten jederzeit zu; er könne jedes Gesetz 
im Hinblick darauf durchforsten, ob er es für sinnvoll halte oder nicht.  

An die Piratenfraktion richte er die Frage, für wie schwerwiegend diese das Ausste-
hen der Informationen im Hinblick auf die Evaluierung erachte.  

Dirk Schatz (PIRATEN) entgegnet, er könne erst dann abschließend antworten, 
wenn die Evaluierung vorliege.  

Hans-Willi Körfges (SPD) weist auf das Allgemeine Preußische Landrecht hin, das 
gelegentlich in juristischen Prüfungen auftauche. Es handele sich um eine sehr spe-
zielle Materie, und er schlage die Lektüre einschlägiger juristischer Herleitungen vor. 
Hier ein Problem zu vermuten, halte er für überzogen.  

Er zitiere einen Satz: „Da die verbliebenen Gesetze nach fachrechtlicher Prüfung 
noch auf unbestimmte Zeit fortgelten müssen, wird die bisher im Gesetz vorgesehe-
ne Befristungsregelung aufgehoben.“ Man hätte sich als Abgeordneter der Mühe un-
terziehen können, genauer nachzuschauen. Seiner Meinung nach gehe es hier um 
einen rein formalen Vorgang, der bei näherer Betrachtung den Aufwand kaum wert 
sei. 

MR Friedrich Höhn (MIK) weist auf Art. 123 Abs. 1 Grundgesetz als Ausgangspunkt 
hin. Diese Vorschrift besage sinngemäß, dass das alte Reichsrecht fortgelte, soweit 
es dem Grundgesetz nicht widerspreche. Die heutige Diskussion erfolge quasi über 
den Rest dieses fortgeltenden Reichsrechts. Man habe 1970 mit einem ersten Berei-
nigungsgesetz die damals nicht mehr benötigten Gesetze aufgehoben; übrig geblie-
ben seien noch 78 Gesetze und Verordnungen. Die meisten stammten aus der Zeit 
der Weimarer Republik; es handele sich also nicht um altes Nazi-Recht.  
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2009 sei erneut eine Überprüfung durchgeführt worden. Von den 78 noch bestehen-
den Gesetzen seien dann nur noch 14 übrig geblieben. Heute befinde man sich in 
einem dritten Schritt; jetzt seien nur noch drei Gesetze übrig, nämlich die drei ge-
nannten. Diese würden aber gebraucht, weil darin Rechtsverhältnisse geregelt seien, 
von denen heute nicht gesagt werden könne, wie lange diese noch Geltung hätten.  

Diesen Rechtsverhältnissen würde sonst der Rechtsboden entzogen. Dabei gehe es 
um Siedlungen, Wohnungsbau und landwirtschaftliche Siedlungen. Das sei auch im 
Zusammenhang mit dem Vertriebenenrecht geregelt worden. Aus diesem Grunde 
sollte es zur Entfristung kommen, damit man nicht ständig wieder evaluieren und neu 
prüfen müsse. 

Theo Kruse (CDU) erinnert daran, dass es durchaus üblich sei und es der Respekt 
vor den Abgeordneten eigentlich gebiete, einen aktuellen Evaluierungsbericht vorzu-
legen. Von daher habe der Kollege Orth formal uneingeschränkt recht; denn der in-
frage stehende Bericht liege nun einmal nicht vor – aus welchen Gründen auch im-
mer. 

Inhaltlich sei der Gesetzentwurf unproblematisch; daher könne man im Grunde zu-
stimmen. Für das Protokoll solle jedoch festgehalten werden, dass das Anliegen des 
Kollegen Orth zu unterstützen sei, weil der Evaluierungsbericht heute eben nicht vor-
liege. Das sei nicht in Ordnung, und da müsse der Herr Staatssekretär nachbessern 
und für die Zukunft dazulernen.  

Vorsitzender Daniel Sieveke hebt zur Vermeidung von Irritationen noch einmal her-
vor, dass Herr Herrmann und Herr Schatz nach dem Evaluierungsbericht gefragt hät-
ten. 

Dr. Robert Orth (FDP) weist auf das bekannte Instrument der Wiedervorlage hin. 
Auch für die Verwaltung sei es geraten, bestimmte Gesetze auf Wiedervorlage zu le-
gen. So zwinge sich die Verwaltung dazu, regelmäßig darüber nachzudenken, ob 
diese Gesetze noch benötigt würden oder nicht.  

Viele Regelungen würden heute für sehr wichtig gehalten, in ein paar Jahren sehe 
dies aber ganz anders aus. Als Beispiel wolle er die Sicherheitsgesetze nennen. Hier 
sei eine zeitliche Befristung notwendig, um regelmäßig entsprechende Prüfungen 
vornehmen zu können. 

Vorliegend gehe es um Übergangsrecht, das schon vor Gründung der Bundesrepub-
lik entstanden sei. Gerade hier böte sich die Befristung an. Vor Einführung dieses In-
struments hätten manche Minister gesagt: „Wir schauen mal in den Mottenschrank.“ 
Dann seien zum Beispiel Verordnungen zur Bekämpfung der Dasselfliege abge-
schafft worden, von denen man gar nicht mehr gewusst habe, dass sie überhaupt 
noch existierten. 

Durch zeitliche Befristungen werde letztlich die Bürokratie eingeschränkt. Eigentlich 
sei er der Meinung gewesen, dass sich auch die Grünen für möglichst wenige Ge-
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setze, Verordnungen und Regelungen aussprechen würden; jedoch sei er auch hier 
von den Grünen enttäuscht. 

Thomas Stotko (SPD) hebt zwei Punkte hervor:  

Erstens gebe er – ausnahmsweise – den Piraten recht: Bereits in der Plenardebatte 
sei die Nachfrage nach dem Evaluationsbericht erhoben worden; es habe geheißen, 
die Antwort erfolge im Laufe der weiteren Beratung. Von daher habe der Vorsitzende 
zu Recht darauf hingewiesen, dass der Gesetzentwurf heute nicht verabschiedet 
werden sollte. 

Zweitens wolle er dem Kollegen Orth entgegenhalten, dass wahrscheinlich 98 % aller 
Gesetze, die die regierungstragenden Fraktionen in Nordrhein-Westfalen in den letz-
ten drei Jahren verabschiedet habe, mit Befristung erfolgt seien. Es könne also keine 
Rede davon sein, dass das Instrument der Befristung aufgegeben würde. 

In diesem Zusammenhang gehe es um drei Bereiche. Einer davon betreffe Woh-
nungsgenossenschaften und Siedlungsgesellschaften; da seien Hypotheken einge-
tragen, die vermutlich noch die nächsten 100 Jahre eingetragen bleiben würden. 
Dass hier eine ernsthafte Debatte über die Entfristung erfolgen müsse, sei einleuch-
tend. Bei anderen Gesetzen könne er die Einwände vielleicht noch eher verstehen, 
aber nicht in diesem Fall. 

StS Bernhard Nebe (MIK) versichert, der Bericht werde nachgereicht. Er wolle noch 
einmal hervorheben, dass der angesprochene Evaluierungsbericht aus dem Jahr 
2009 stamme. Dieser sei Grundlage für die Entscheidung der CDU gewesen, die 
Zahl der betroffenen Gesetze auf nur noch 14 zu reduzieren. Seinerzeit habe der Be-
richt also vorgelegen. Er habe die Nachfrage so verstanden, dass nun vor allem inte-
ressiere, wie die weitere Reduzierung von 14 auf nur noch drei Gesetze zustande 
komme. Diese Information werde nachgereicht.  
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34. Sitzung (öffentlich) 

13. März 2014 

Düsseldorf – Haus des Landtags 

11:30 Uhr bis 13:10 Uhr 

 

Vorsitz:  Daniel Sieveke (CDU) 

Protokoll: Marion Schmieder 

 

Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

 

Vor Eintritt in die Tagesordnung 7 

Die Obleuterunde hat sich darauf verständigt, zum Antrag 
der Piratenfraktion Drucksache 16/2891 (Wirksame 
Bekämpfung von Menschenhandel nur in Verbindung mit 
nachhaltigen Maßnahmen zum Schutz und zur 
Unterstützung der Betroffenen möglich – Richtlinienkonforme 
Umsetzung der Richtlinie 2011/36/EU) eine Anhörung 
durchzuführen. Termin hierfür ist der 1. Juli 2014. 

Im Rahmen der Obleuterunde wurde beschlossen, im 
Landeskriminalamt Düsseldorf ein Briefing zum Thema 
„Menschenhandel“ abzuhalten. Als Termin ist Dienstag, der 
20. Mai 2014, 14 Uhr, vorgesehen. An diesem Briefing 
können die Obleute sowie interessierte Ausschussmitglieder 
teilnehmen. 
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1 Bericht über die Tötungsdelikte durch einen Einzeltäter in Düsseldorf 

und Erkrath – Darstellung der Ereignisse und der Lagebewältigung 8 

– Unterrichtung durch das Ministerium für Inneres und Kommunales 

 Bericht von LPD Bernd Heinen (MIK) 8 

 Aussprache 12 

2 Zweites Gesetz zur Modernisierung des Vermessungs- und 
Katasterwesens (Zweites Katastermodernisierungsgesetz) 13 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 16/4380 

Stellungnahmen 16/1356, 16/1363 und 16/1413 

Zuschriften 16/406, 16/475 

– Abschließende Beratung und Abstimmung – gemäß Vereinbarung der 
Fraktionen 

Der Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen wird mit den 
Stimmen von SPD und Bündnis90/Die Grünen bei 
Enthaltung der übrigen Fraktionen angenommen. 

Der Gesetzentwurf Drucksache 16/4380 wird in der 
beschlossenen Fassung mit den Stimmen von SPD und 
Bündnis90/Die Grünen bei Enthaltung der übrigen Fraktionen 
angenommen. 

3 Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Bereinigung des als 
Landesrecht fortgeltenden ehemaligen Reichsrechts 14 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 

Drucksache 16/4661 

Vorlage 16/1684 

– Abschließende Beratung und Abstimmung – gemäß Vereinbarung der 
Fraktionen 

Der Gesetzentwurf Drucksache 16/4661 wird mit den 
Stimmen von SPD, Bündnis90/Die Grünen und CDU gegen 
die Stimmen der FDP bei Enthaltung der Piratenfraktion 
angenommen. 
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3 Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Bereinigung des als Landesrecht 

fortgeltenden ehemaligen Reichsrechts 

Gesetzentwurf  
der Landesregierung  
Drucksache 16/4661 
Vorlage 16/1684 

– Abschließende Beratung und Abstimmung – gemäß Vereinbarung der Frakti-
onen 

Vorsitzender Daniel Sieveke weist darauf hin, dass man sich in der letzten Sitzung 
auf Anregung der Piratenfraktion darauf verständigt hatte, eine Stellungnahme der 
Landesregierung zur Evaluierung zu erbitten. Der angeforderte Bericht liege nun-
mehr vor. 

Frank Herrmann (PIRATEN) bedankt sich für die Erstellung des Berichts. Zwar ha-
be er selbst eine andere Vorstellung von einer Evaluierung, bislang seien aber keine 
Probleme an ihn herangetragen worden, die sich aus der Aufhebung der Gesetze er-
geben könnten. Inhaltlich liege das Ganze aber weit außerhalb des Themengebietes, 
welches das Gesetz regle; daher werde sich die Piratenfraktion im weiteren Verfah-
ren enthalten. 

Der Gesetzentwurf Drucksache 16/4661 wird mit den Stim-
men von SPD, Bündnis90/Die Grünen und CDU gegen die 
Stimmen der FDP bei Enthaltung der Piratenfraktion ange-
nommen.  

 (16/1686 - korr. Anmerk. d. Red.)
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Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Bereinigung des als Landesrecht fortgeltenden 
ehemaligen Reichsrechts 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Beschlussempfehlung 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung - Drucksache 16/4661 - wird unverändert ange-
nommen.  
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Bericht 
 
A Allgemeines 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung zur Änderung des Gesetzes zur Bereinigung des 
als Landesrecht fortgeltenden ehemaligen Reichsrechts - Drucksache 16/4661 - wurde vom 
Plenum am 29. Januar 2014 zur Beratung an den Innenausschuss überwiesen.  
 
Durch den Gesetzentwurf sollen bestimmte reichsrechtliche Regelungen als Landesrecht 
fortgeführt werden. Es sollen aber nur die Vorschriften der Anlage 1 zum Gesetz fortgeführt 
werden, soweit sie dort ausdrücklich aufgeführt sind und nicht durch Artikel 4 des Zweiten 
Gesetzes zur Änderung der gesetzlichen Befristungen im Zuständigkeitsbereich des Innen-
ministeriums aufgehoben wurden. Nach der aktuell von der Landesregierung durchgeführten 
fachlichen Überprüfung sollen von dem im Änderungsgesetz aufgeführten 14 Gesetzen und 
Verordnungen lediglich 3 Gesetze verbleiben, deren Fortgelten als weiterhin notwendig er-
achtet wird.  
 
B Beratungsergebnis 
 
Der Innenausschuss hat sich in seinen Sitzungen am 6. Februar und 13. März 2014  mit dem 
Gesetzentwurf befasst.  
 
Im Zuge der Diskussion am 6. Februar 2014 wurde die Abschlussberatung auf Anregung der 
PIRATEN-Fraktion ausgesetzt, da ein Bericht der Landesregierung zu der in der Problembe-
schreibung ihres Gesetzentwurfs angesprochenen Evaluierung nachgereicht werden soll.  
Zum Gesetzentwurf selbst wurde von der FDP-Fraktion moniert, dass wiederum eine Entfris-
tung vorgenommen werden soll. Auch für die Verwaltung sei es geraten, bestimmte Gesetze 
auf Wiedervorlage zu legen, um regelmäßig darüber nachzudenken, ob diese noch benötigt 
würden oder nicht. Die SPD-Fraktion, die die Nachfrage nach dem Evaluationsbericht unter-
stützte, hielt der FDP-Fraktion entgegen, dass wahrscheinlich 98 Prozent aller Gesetze, die 
die regierungstragenden Fraktionen in Nordrhein-Westfalen in den letzten drei Jahren verab-
schiedet hätten, mit Befristung erfolgt seien. Es könne also keine Rede davon sein, dass das 
Instrument der Befristung aufgegeben würde. Bei anderen Gesetzen seien Einwände hin-
sichtlich einer Entfristung vielleicht noch eher zu verstehen, aber gerade nicht zu diesem 
vorliegenden Entwurf.  
 
Zu der abschließenden Beratung am 13. März 2014 hat das Ministerium für Inneres und 
Kommunales den erbetenen Bericht mit Vorlage 16/1686 vorgelegt.  
 
Der Innenausschuss nahm den Gesetzentwurf mit den Stimmen der Fraktionen von SPD, 
CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der FDP-Fraktion bei Enthaltung 
der Fraktion der PIRATEN an. 
 
C Abstimmungsergebnis 
 
In der Sitzung am 13. März 2014 sprach sich der Innenausschuss mit den Stimmen der Frak-
tionen von SPD, CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der FDP-Fraktion 
bei Enthaltung der Fraktion der PIRATEN dafür aus, den Gesetzentwurf - Drucksache 
16/4661 - unverändert anzunehmen. 
 
 
Daniel Sieveke 
Vorsitzender 
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Wahlfreiheit für die Geburt gewähr-
leisten – Arbeit der Hebammen si-
chern 

Antrag 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN 
Drucksache 16/5285 

Entschließungsantrag  
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Und: 

Zukunft der Geburtshilfe, der Vor- 
und Nachsorge für Mütter sowie er-
gänzende und unterstützende An-
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9 Transparenz bei kommunalen Sozial-
ausgaben herstellen – Task Force 
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Ralf Nettelstroth (CDU) ............................. 5229 
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10 Videoüberwachung transparent und 
nachvollziehbar gestalten: Ein öffentli-
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führen 
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Ergebnis ......................................................... 5244 

11 Gesetz zur Änderung des Kirchen-
steuergesetzes und des Kirchenaus-
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der Landesregierung 
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zweite Lesung ................................................ 5244 

Ergebnis ......................................................... 5244 
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sens (Zweites Katastermodernisie-
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des Innenausschusses 
Drucksache 16/5246 

zweite Lesung ................................................ 5245 

Ergebnis ......................................................... 5245 

13 Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
zur Bereinigung des als Landesrecht 
fortgeltenden ehemaligen Reichs-
rechts 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/4661 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Innenausschusses 
Drucksache 16/5245 

zweite Lesung ................................................ 5245 

Ergebnis ......................................................... 5245 

14 Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über die Gewährung einer Zulage für 
freiwillige, erhöhte wöchentliche Re-
gelarbeitszeit im feuerwehrtechni-
schen Dienst in Nordrhein-Westfalen 
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Beschlussempfehlung und Bericht 
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jagdgesetzes und zur Änderung jagd-
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Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/3457 

Änderungsantrag  
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/5357 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses 
für Klimaschutz, Umwelt, Naturschutz,  
Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
Drucksache 16/5296 – Neudruck 

zweite Lesung ................................................ 5245 

Norbert Meesters (SPD) ........................... 5246 
Rainer Deppe (CDU) ................................ 5247 
Norwich Rüße (GRÜNE) .......................... 5248 
Karlheinz Busen (FDP) ............................. 5249 
Hanns-Jörg Rohwedder (PIRATEN) ........ 5249 
Minister Johannes Remmel ...................... 5250 
Karlheinz Busen (FDP) ............................. 5250 

Ergebnis ......................................................... 5251 

16 Gesetz zur Modernisierung des Ver-
wal-tungsverfahrensgesetzes und zur 
Anpassung weiterer Rechtsvorschrif-
ten 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/5230 

erste Lesung .................................................. 5251 

Minister Ralf Jäger 
zu Protokoll  
(siehe Anlage) 

Ergebnis ......................................................... 5251 

17 Noch nicht genehmigte über- und au-
ßerplanmäßige Ausgaben des Haus-
haltsjahres 2012 

Antrag 
des Finanzministeriums 
gemäß Artikel 85 Absatz 2 
der Landesverfassung 
Vorlage 16/1695 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Haushalts- und Finanzausschusses 
Drucksache 16/5263 ...................................... 5251 

Ergebnis ......................................................... 5251 

18 In den Ausschüssen erledigte Anträge 

Übersicht 17 
gem. § 82 Abs. 2 GeschO 
Drucksache 16/5299 – Neudruck.................. 5251 

Ergebnis ......................................................... 5251 

19 Beschlüsse zu Petitionen 

Übersicht 16/19 ............................................. 5252 

Ergebnis ......................................................... 5252 

Anlage ................................................................ 5253 

Zu TOP 16 – „Gesetz zur Modernisie-
rung des Verwaltungsverfahrensge-
setzes und zur Anpassung weiterer 
Rechtsvorschriften“ – zu Protokoll 
gegebene Rede 

Minister Ralf Jäger ................................... 5253 

Entschuldigt waren:  

Ministerin Dr. Angelica Schwall-Düren 
Minister Dr. Norbert Walter-Borjans  
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Manfred Krick (SPD)  
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Dirk Schlömer (SPD) 
Lisa Steinmann (SPD) 

Serap Güler (CDU) 
Christian Haardt (CDU) 
Thomas Kufen (CDU)  

(ab 12 Uhr) 
Claudia Middendorf (CDU) 

Horst Becker (GRÜNE) 
Dr. Birgit Beisheim (GRÜNE)  

(ab 18 Uhr) 
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ist auch dies einstimmig beschlossen, der Gesetz-
entwurf Drucksache 16/4775 mit den zuvor be-
schlossenen Änderungen angenommen und in 
zweiter Lesung verabschiedet. 

Ich rufe auf: 

12 Zweites Gesetz zur Modernisierung des Ver-
messungs- und Katasterwesens (Zweites Ka-
tastermodernisierungsgesetz) 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/4380 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Innenausschusses 
Drucksache 16/5246 

zweite Lesung 

Auch hier haben sich die Fraktionen zwischenzeit-
lich darauf verständigt, heute nicht zu debattieren. 

Wir kommen gleich zur Abstimmung. Der Innenaus-
schuss empfiehlt in Drucksache 16/5246, den Ge-
setzentwurf in der Fassung seiner Beschlüsse an-
zunehmen. Wer stimmt dem so zu? – SPD-Fraktion, 
Bündnis 90/Die Grünen. Wer stimmt dagegen? – 
Wer enthält sich? – Bei Enthaltung der Piratenfrak-
tion, des Abgeordneten Stein, der CDU und der 
FDP ist die Beschlussempfehlung Drucksache 
16/5246 angenommen und der Gesetzentwurf 
Drucksache 16/4380 in zweiter Lesung verab-
schiedet. 

Ich rufe auf: 

13 Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Berei-
nigung des als Landesrecht fortgeltenden 
ehemaligen Reichsrechts 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/4661 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Innenausschusses 
Drucksache 16/5245 

zweite Lesung 

Hier haben sich die Fraktionen wiederum verstän-
digt, heute nicht zu debattieren.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Innenausschuss 
empfiehlt mit der Drucksache 16/5245, den Gesetz-
entwurf unverändert anzunehmen. Wer stimmt dem 
so zu? – SPD-Fraktion und die Grünen, die CDU-
Fraktion sowie Herr Stein. Wer stimmt dagegen? – 
Die FDP-Fraktion. Und wer enthält sich? – Die Pira-
tenfraktion. All das ist zusammengefasst ein eindeu-
tiges Ergebnis. Die Beschlussempfehlung Druck-

sache 16/5245 ist angenommen. Der Gesetzent-
wurf Drucksache 16/4661 ist in zweiter Lesung 
verabschiedet. 

Wir kommen zu: 

14 Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die 
Gewährung einer Zulage für freiwillige, erhöh-
te wöchentliche Regelarbeitszeit im feuer-
wehrtechnischen Dienst in Nordrhein-West-
falen 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Drucksache 16/4575 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Innenausschusses 
Drucksache 16/5244 

zweite Lesung 

Alle Fraktionen haben sich darauf verständigt, heute 
nicht zu debattieren. 

Kommen wir zur Abstimmung. Hier empfiehlt der 
Innenausschuss in Drucksache 16/5244, den Ge-
setzentwurf unverändert anzunehmen. Wer stimmt 
dem zu? – SPD und Grüne, CDU, FDP und Piraten-
fraktion sowie Herr Stein. Gibt es Gegenstimmen? – 
Gibt es Enthaltungen im Hohen Hause? – Beides ist 
nicht der Fall. Damit ist diese Beschlussempfeh-
lung Drucksache 16/5244 einstimmig angenom-
men und der Gesetzentwurf Drucksache 16/4575 
in zweiter Lesung verabschiedet. 

Ich rufe auf: 

15 Gesetz zur Änderung des Landesjagdgeset-
zes und zur Änderung jagdlicher Vorschriften 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/3457 

Änderungsantrag  
der Fraktion der CDU 
Drucksache 16/5357 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses 
für Klimaschutz, Umwelt, Naturschutz,  
Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
Drucksache 16/5296 – Neudruck 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort 
Herrn Meesters für die SPD-Fraktion. Sie haben 
das Wort, Herr Kollege. 
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68. Jahrgang 

Glied. - Datum 
Nr. 

114 1. 4. 2014 

20302 1. 4. 2014 

20320 28.3.2014 

2220 1. 4. 2014 

610 

223 31. 3. 2014 

301 25.3.2014 

301 25.3.2014 

Hinweis: 
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Düsseldorf, den 25. März 2014 

Der Justizminister 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Thomas K u t s c h a t  y 

- GV NRW. 2014 S. 249 
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Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes zur Bereinigung des als Landesrecht 

fortgeltenden ehemaligen Reichsrechts 
Vom 1. April 2014 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes zur Bereinigung des als Landesrecht 

fortgeltenden ehemaligen Reichsrechts 

Artikel 1 

Änderung des Gesetzes zur Bereinigung 
des als Landesrecht 

fortgeltenden ehemaligen Reichsrechts 

Das Gesetz zur Bereinigung des als Landesrecht fortgel
tenden ehemaligen Reichsrechts vom 13. Januar 1970 
(GV NRW. S. 18), das zuletzt durch Artikel 4 des Geset
zes vom 8. Dezember 2009 (GV NRW. S. 765) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 6 wird zu § 5 und wie folgt gefasst: 

,,§ 5 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 1970 in Kraft." 

2. Alle Gesetze und Verordnungen, die in der Anlage I zu 
§ 1 (Sammlung des als Landesrecht fortgeltenden ehe
maligen Reichsrechts - RGS. NRW.-, Sonderband des 
GV NRW.), die durch Artikel 4 des Gesetzes vom 8. 
Dezember 2009 (GV NRW. S. 765) geändert worden 
ist, genannt werden, werden mit folgenden Ausnah
men aufgehoben: 

a) Gliederungsnummer 237 

Reichssiedlungsgesetz vom 11. August 1919 (RGS. 
NRW. S. 94) 

Gesetz zur Ergänzung des Reichssiedlungsgesetzes 
vom 4. Januar 1935 (RGS. NRW. S. 96) 

und 

b) Gliederungsnummer 7814 

Gesetz zur Förderung der landwirtschaftlichen 
Siedlung vom 31. März 1931 (RGS. NRW. S. 149). 

Artikel 2 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach derVerkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 1. April 2014 

Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

Für die Ministerpräsidentin 
Die Ministerin 

für Schule und Weiterbildung 
zugleich in eigener Ressortzuständigkeit 

(L. S.) Sylvia L ö h r m a n n  

Der Finanzminister 

Dr. Norbert W a l t e r - B o r  j a  n s 

Der Minister 
für Wirtschaft, Energie, Industrie, 

Mittelstand und Handwerk 

Garreit D u i n 

Der Minister 
für Arbeit, Integration und Soziales 

Guntram S c h n e i d  e r 

Der Justizminister 
zugleich auch für 

den Minister 
für Inneres und Kommunales 

Thomas K u t s c h a t  y 

Der Minister 
für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 

Natur- und Verbraucherschutz 

Johannes R e m m e l  

Der Minister 
für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Verkehr 

Michael G r 0 s c h e k 

Die Ministerin 
für Innovation, Wissenschaft und Forschung 

Svenja S c h u 1 z e 

Die Ministerin 
für Familie, Kinder, Jugend, 

Kultur und Sport 

Ute S c  h ä f e r 

Die Ministerin 
für Gesundheit, Emanzipation, Pflege und Alter 

Barbara S t e f f e n s 

Die Ministerin 
für Bundesangelegenheiten, Europa und Medien 

Dr. Angelica S c h w a l l  - D ü r e n  
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Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes über die Gewährung einer Zulage 

für freiwillige, erhöhte wöchentliche 
Regelarbeitszeit im feuerwehrtechnischen Dienst 

in Nordrhein-Westfalen 
Vom 1. April 2014 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes über die Gewährung einer Zulage 

für freiwillige, erhöhte wöchentliche Regelarbeitszeit 
im feuerwehrtechnischen Dienst 

in Nordrhein-Westfalen 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Gewährung einer Zulage für frei
willige, erhöhte wöchentliche Regelarbeitszeit im feuer
wehrtechnischen Dienst in Nordrhein-Westfalen vom 19. 
Juni 2007 (Artikel II des Gesetzes über die Gewährung 
von Einmalzahlungen an Beamte und die Gewährung 
einer Zulage für freiwillige Mehrarbeit im feuerwehr
technischen Dienst in Nordrhein-Westfalen (GV NRW. 
S. 203», zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
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Minlsterium fIlr Inneres und Kommunales ~ 
des Landes Nordrhein-Westfalen ~-i1i- . 

Der Minister 

Ministerium fOr Inneres und Kommuna[es NRW, 40190 DUsseldorf 

Präsidentin des Landtags 
Nord rhein-Westfalen 
Platz des Landtags 1 
40221 DOsseldori 

0' . März 2014 

Seite 1 von 1 

für die Mitglieder 
desinnenausschuss 

60-fach 

,L E 

16/1686 
Ag -

Art. 4 des Zweiten Gesetzes zur Änderung der gesetzlichen Befris .. 
tungen im Zuständigkeitsbereich des Innenministeriums vom-
8. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 765) 

. Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Bereinigung des als Landes
recht fortgeltenden ehemalig~n Reichsrechts 

Sehr geehrte Frau Landtagspräsidentin, 

unter Bezugnahme auf die Sitzung des Innenausschuss vom 6. Februar 
2014 überreiche ich den als Anlage beigefügten Bericht des Ministeri
ums für Inneres und Kommunales betreffend das Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes zur Bereinigung des als Landesrecht fortgeltenden ehe
maligen Reichsrechts mit der Bitte um Kenntnisnahme. 

Telefon 0211 871-2520 

Telefax 0211 871-

Haroldstr. 5,40213 DOsseidorf 

Telefon 0211 871-01 

Telefax 0211 871-3355 

poststelle@mik.nrw.de 

www.mik.nrw.de 
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Ministerium für Inneres und Kommunales 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

MInisterium für Inneres und Kommunales NRW. 40190 DUsseldorf 0; . März 2014 

Seite 1 von 6 

Bericht 

Gesetz zur Änderung 
des Gesetzes zur Bereinigung des als Landesrecht fortgeltenden 

ehemaligen Reichsrechts 

A. 

(Art. 4 des Zweiten Gesetzes zur Änderung der gesetzlichen. 
Befristungen im Zuständigkeitsbereich des Innenministeriums 

vom 8. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 765) 

Das Gesetz zur Bereinigung des als Landesrecht fortgeltenden ehema
ligen Reichsrechts hat zum 01.01.1970 grundsätzlich alle reichsrechtli
chen Vorschriften außer Kraft gesetzt, soweit sie nicht in die Anlage I 
(Sammlung des als Landesrecht fortge/fenden ehemaligen Reichsrechts 
- RGS.NW.-, Sonder band des GV. NRW.) zu diesem Gesetz aufge
nommen worden waren. In die Anlage I aufgenommen wurden seiner
zeit über siebzig Vorschriften. 

Das Gesetz zur Bereinigung des als Landesrecht fortgeltenden ehema
ligen Reichsrechts wurde durch das Zweite Gesetz zur Befristung des 
Landesrechts Nordrhein-Westfalen vom 05.04.2005 bis zum 31.12.2009 
befristet. 

Im Rahmen der Evafuierung des Gesetzes 2009 wurde nur noch die 
Notwendigkeit für den Fortbestand von vierzehn Gesetzen und Verord
nungen geltend gemacht. Diese wurden im o. g. Änderungsgesetz vom 
08.12.2009 ausdrücklich aufgeführt. Das Befristungsdatum wurde durch 
§ 6 Satz 2 des Gesetzes zur Bereinigung des als Landesrecht fortgel .. 
tenden ehemaligen Reichsrechts auf den 31.12.2014 festgelegt. 

Zur Feststellung, welche der als Landesrecht gegenwärtig noch fortgel
tenden Vorschriften des ehemaligen Reichsrechts nunmehr entfallen 

Aktenzeichen 

{bel Antwort bitte angeben) 

RRWagner 

Telefon 0211 871-2520 

Telefax 0211 871-

können, wurde erneut eine Überprüfung durchgefOhrt. Diese fachliche Dienstgebäude und Lleferan-

ÜberprOfung hat ergeben, dass von den gegenwärtig noch fortgeltenden . schrift: 

vierzehn Gesetzen und Verordnungen npch drei Vorschriften fortbeste- Haroldslr. 5,40213 Düsseldorf 

hen müssen: Telefon 0211871-01 

Telefax 0211 871-3355 

• Das Reichssiedlungsgesetz vom 11.08.1919 sowie das Gesetz 
zur Ergänzung des Reichssiedlungsgesetzes vom 04.01.1935 
Geweils Gliederungsnummer 237) als Rechtsgrundragen für den 
Bestand gemeinnütziger Siedlungsunternehmen. 

PQststeUe@mik.nrw.de 

'MWI.mik.nfW.de 

Öffentliche Verkehrsmittel: 

Rheinbahnlinien 704, 709, 719 

Haltestelle: Poststraße 
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Ministerium fUr Inneres und Kommunales 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Zum einen gehen sowohl die Gründung als auch das Bestehen 
von gemeinnützigen Siedlungsunternehmen auf diese Normen 
zurOck; ebenso die Gewährung eines Vorkaufsrechts des Sied
lungsunternehmens für in deren Bezirken 'liegende landwirtschaft
liche Grundstücke. Dies bedurfte keiner Eintragung ins Grund
buch. 

Zum anderen valutieren auch heute noch eine Vielzahl der da
mals gewährten Siedlungsdarlehen, zu denen noch aktuell 
grundbuch rechtliche Verfügungen existieren, sowohl in Abt. 111 als 
Hypotheken und Darlehen, als auch in Abt. 11, z. B., in Gestalt von 
Eintragung als Rentengut, Sicherungsbestimmungen. 

Ferner besteht auch heute noch nach § 29 des Reichssiedlungs
gesetzes beziehungsweise § 64 des Bundesvertriebenengeset
zes in Verbindung mit § 2 des Gesetzes über Kosten~ und Abga
benfreiheit in Flurbereinigungs- und Siedlungsverfahren sowie im 
Kleingartenwesen Gebühren-, Steuer-, Abgaben- und Kostenfrei
heit für sämtliche Maßnahmen, bei denen es sich um ein Sied
lungsverfahren im Sinne des Reichssiedlungsgesetzes vom 
11.08.1919 beziehungsweise des Bundesvertriebenengesetzes 
vom 19.05.1953 in der Neufassung vom 03.09.1971 handelt, so
weit sie der Durchführung eines solchen Verfahrens dient. 

Neben diesen beiden Gesetzen weiterhin erforderlich ist das Ge ... 
setz zur Förderung der landwirtschaftlichen Siedlung vom 
31.03.1931 (GHederungsnummer 7814). 

In diesem Gesetz wurden abweichend von den vertraglichen 
Vereinbarungen mit den Darlehensnehmern die derzeit noch ak
tuellen Zins- und Tilgungssätze für die bei der Deutschen Sied
lungs- und Landesrentenbank - heutige Postbank - verwalteten 
Darlehen erhöht, für die der Bund Mittel für Maßnahmen des § 38 
Satz 2 Bundesvertriebenengesetzes zur Förderung einheimischer 
Siedlungsbewerber auf landwirtschaftlichen NebenerwerbsstelJen 
bereitgestellt hat. 

Bei Verfall der oben genannten drei Normen entstünde demnach 
eine Regelungslücke. Die THgung,der Darlehen wird noch mehre
re Jahres eher Jahrzehnte, in Anspruch nehmen. Die Gesetze 
müssen deshalb nach fachlicher Bewertung als Grundlage für die 
auf ihnen beruhenden, weiter bestehenden Rechtsverhältnisse 
noch auf derzeit unbestimmbare Zeit fortgelten. 

Eine weitere - nunmehr dritte - Befristung des Gesetzes, nach 
den bereits für Ende 2009 und für Ende 2014 ausgesprochenen 
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Ministerium für Inneres und Kommunales 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Befristungen, stünde im Gegensatz zu der Unbestimmtheit der 
weiterhin erforderlichen Geltungsdauer dieser drei Gesetze. 

Es wird daher vorgeschlagen, die in § 6 Satz 2 des Gesetzes zür Berei
nigung des als Landesrecht fortgeltenden ehemaligen Reichsrechts vor
gesehene Befristungsregelung aufzuheben. 

B. 

Für die übrigen. elf, nach der im Jahr 2009 durchgeführten Evaluierung 
im Änderungsgesetz ausdrücklich noch aufgeführten Gesetze und Ver
ordnungen hat die Evaluation Folgendes ergeben: 

1. 

Zwei Vorschriften können für die Zukunft aufgehoben werden. Ihre Re
gelungsmalerie ist nunmehr im Justizgesetz Nordrhein-Westfalen gere
gelt. 

Gesetz I Verordnung Außerkrafttreten Neue Kodifikation 

Gliederungsnummer 301 mit Inkrafttreten Justizgesetz·Nord-
des hier zu än- rhein-Westfalen 

Zweite Verordnung über dernden Gesetzes (Artikel 1 des Ge .. 
die Zuständigkeit in Jus .. setzes zur Moder-' 
tizverwaltungssachen nisierung und Be-
vom 30.01.1938 reinigung von Jus-

tizgesetzen im 
Land Nordrhein .. 
Westfalen) vom 26. 
Januar 2010 (GV. 
NRW. 2010 S. 30) 

Gliederungsnummer 311 mit Inkrafttreten Justizgesetz Nord .. 
des hier zu än- rhein .. Westfalen 

Verordnung 'zur einheitli- dernden Gesetzes (Artikel 1 des Ge .. 
ehen Regelung der Ge- setzes zur Moder-
richtsverfassung vom n isierung und Be-
20.03.1935 reinigung von Jus .. 

tizgesetzen im 
Land Nordrhein .. 
Westfalen) vom 
26.01.2010 (GV. 
NRW. 2010 S. 30) 
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2. 

Ministerium für Inneres und Kommunales 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Fünf Vorschriften sind im zurückliegenden Befristungszeitraum aufge
hoben worden. Die Regelungsmaterie ist nunmehr im Hinterlegungsge
setz Nordrhein-Westfalen sowie im Justizgesetz Nordrhein-Westfalen 
kodifiziert. 

Gesetz I Verordnung Au ßerkrafttreten Aufhebungsgesetz 

Gliederungsnummer 321 jeweils § 37 Absatz 1 des 
01.12.2010 Hinterlegungsge-

Hinterlegungsordnung setzes Nordrhein .. 
vom 10.03.1937 Westfalen v. 

16.02.2010 (GV. 
Verordnung zur Durch- NRW .. S. 192) 
führung der Hinterle-
gungsordnung vom 
12.03.1937 

Zweite Verordnung zur 
Durchführung der Hin .. 
terlegungsordnung vom 
24.11.1939 

Gliederungsnummer 93 jeweils Artikel 2 Nummer 
01.01.2011 56, 57 des Geset-

Verordnung über die zes z~r Moderni .. 
Anwendung Jandesge- sierung und Be .. 
setzlicher Vorschriften reinigung von Jus-
über Bahneinheiten vom tizgesetzen im 
29.05.1935 land Nordrhein-

Westfalen vom 
Verordnung über die 26.01.2010 (GV. 
Anwendunglandesge- NRW. S. 30) 
setzlicher Vorschriften 
über Bahneinheiten vom 
11.01.1936 
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3. 

Ministerium für Inneres und Kommunales 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Vier Vorschriften - jeweils zwei Gesetze und zwei Verordnungen - wa
ren, sofern sie als Landesrecht angesehen wurden, bereits vorher auf
gehoben. Die Regelungsmaterie ist weiterhin kodifiziert, jedoch als Bun
desrecht. Die KlarsteIlung dieser Rechtslage ist im Jahr 2009 unterblie
ben und wird mit der jetzt vorgeschlagenen Regelung vorgenommen. 

Das Recht der Wasser- und Bodenverbände war bis 1987 streitiges 
Bundesrecht. Aufgrund eines Beschlusses des Bundesverfassungsge
richts vom 23.06.1981 (BVerfGE 58, 45) sowie eines Urteils des Bunw 

deegerichtshofs vom 30.09.1982 (ZfW 1983, 100) - in Übereinstimmung 
mit dem Bundesverwaltungsgericht (BVerwGE 3, 1; 7, 18; 10, 238) - hat 
das land das WasselVerbandsgesetz und die Erste Wasserverbands
verordnung als Landesrecht aufgehoben (vgl. Begründung zum Gesetz
entwurf der Landesregierung vom 03.03.1987 J Drucksache 10/1760, S. 
41 f.). Diese Aufhebung hat deklaratorischen Charakter. Mit ihr wird 
klargestellt, dass in Nordrhein-Westfalen das Wasserverbandsgesetz 
und die Erste Wasserverbandsverordnung als. Bundesrecht gelten. 

Das Land Nordrhein-Westfalen hatte ursprünglich - zunächst in Über
einstimmung mit den meisten Bundesländern - auch für Teile des 
Rennwett- und Lotteriegesetzes und der Ausführungsbestimmungen die 
Ansicht vertreten, dass sie nicht als Bundesrecht fortgelten. Der Bund 
hatte demgegenüber sowohl das Gesetz als auch die Ausführungsbe
stimmungen von Anfang an vollständig als Bundesrecht jn Anspruch 
genommen. Dieser Ansicht hatten sich zum Änderungszeitpunkt alle 
Bundesländer angeschlossen. Das Land Nordrhein~Westfalen hat sich, 
nicht zuletzt im Interesse der RechtsicherheitJ dieser Ansicht ebenfalls 
angeschlossen und das Rennwett- und Lotteriegesetz sowie die Ausfüh
rungsbestimmungen hierzu als Landesrecht aufgehoben (vgl. Begrün
dung zum Gesetzentwurf der Landesregierung vom 03.03.1987, Druck
sache 10/1760 J S. 43). 
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Gesetz I Verordnung 

Gliederungsnummer 77 

Gesetz über Wasser- und 
Bodenverbände (Wasser-
verbandsgesetz) vom 
10.02.1937 

Erste Verordnung über 
Wasser- und Bodenver .. 
bände (Erste Wasserver .. 
bandsverordnung) vom 
03.09.1937 

Gliederungsnummer 7126 

Rennwett- und Lotteriege-
setz vom 08.04.1922 

Ausfüh rungsbestimmun .. 
gen zum Rennwett- und 
Lotteriegesetz vom 
16.06.1922 

Ministerium tür Inneres und Kommunales 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Au ßerkrafttreten Aufhebungsgesetz 

jeweils Artikel 21 Nummer 
13.10.1987 8 und 9 des 

Rechtsbereini ... 
gungs-gesetz 1987 
für das Land Nord-
rhein .. Westfalen 
vom 06.10.1987 
(GV. NW. 1987 S. 
342.) 

jeweils Artikel 21 Nummer 
13.10.1987 23 und 24 des 

Rechtsbereini .. 
.gungsgesetz 1987 
für das Land Nord .. 
rhein-Westfalen 
(RBG '87 NW) vom 
06.10.1987 (GV. 
NW. 1987 S. 342.) 
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